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Es wäre taktiſch falſch, das völlige Verſagen der
Genfer Verhandlungen abzuleugnen oder auch nur abſchwä

ſchen zu wollen. Das gilt ſowohl von den Beſprechungen über
die deutſchen Fragen, alſo über Reparation, Sicherheit und
Räumung, wie über die Abrüſtung. Die Politik, die Deutſch
land bisher betrieben hat, iſt an ſich richtig geweſen. Dieſe
Feſtſtellung müß mit umſo erhöhtem Nachdruck gemacht
werden, weil es vorläufig auch keine andere gibt. Erfolge
ſind damit auch erzielt worden, die nur parteipolitiſche

Demagogie zu verkleinern beſtrebt iſt. Aber gerade deshalb
und um einen großen Gedanken für die Zukunft zu retten,
ſoll man den Deutſchnationalen und ihrem Anhang nicht
die Kritik überlaſſen und damit erleichtern. Richtige Ein-

ſtellung wird heute ſagen: Die deutſche Verſtändigungspolitik
iſt augenblicklich auf einem toten Geleiſe angelangt, wie es
ja in der Geſchichte der Diplomatie häufig genug vorkommt.
Wir haben nichts erreicht, weil die Gegenſeite ſich der
Erkenntnis des Notwendigen verſchloß, oder Ziele verb

ſolgte, die nicht unſere Ziele ſind. Deshalb brauchen wir den
Geiſt von Locarno nicht zu verleugnen. Wir werden auf ihn
zurückkommen, wenn die Stunde dafür geeignet erſcheint.
Vielleicht iſt ſie gar nicht fern Die innerpolitiſchen Ausein
anderſetzungen in den Ländern, die uns in all dieſen Fragen
gegenüber ſtanden, ſind bereits im Gange und können
raſcher als mancher erwartet, ein Ergebnis haben. Das gilt
beſonders von England, wo die herrſchende konſervative
Partei ſich gegen heftige Angriffe zur Wehr ſetzen muß,
vhne dabei über Geſchloſſenheit im eigenen Lager verfügen
zu können. Auch in Frankreich wäre ein Wandel denkbar,
wenn nur die Sozialiſten ihren gemäßigten Führer Re
naudel und Leon Blum folgen und die ihnen wiederholt an
gebotene Arbeits gemeinſchaft mit den Radikalſozialiſten ein

Wir haben keinerlei Veranlaſſung, die Loaernopolitie
als endgültig geſcheitert anzuſehen, weil wir uns jetzt in
einem Tieſpunkt befinden. Wir gefährden ſie aber, wenn wir

dem Sturm der Rechten nichts weiter entgegenſetzen würden,
als eine Beſchönigung von Tatſachen, die auf der Hand
üegen. Statt deſſen ſoll man an ſie die Frage richten, was
ſie tun wollen. Warauf ſie, genau wie bisher keine Ant
wort wiſſen.

Die Abrüſtungsdebatte
Ariſtide Briand hat in ſeiner leidenſchaftlichen Rede

in der Vollverſammlung des Völkerbundes nicht etwa Fal
ſches, ſondern nur Richtiges zu früh und in zu heftiger
Form geſagt. Die Preſſe ſeines Landes teilt in ihrer über
wältigenden Mehrheit ſeine Auffaſſung und unterſtreicht ſie.
Das ganze Verhalten der franzöſiſchen Abordnung in Genf
iſt ja ein ſchlagender Beweis dafür, daß man das Problem
nicht löſen will. Hermann Müller, und nach ihm Graf
Bernſtorff haben den Finger auf eine offene Wunde ge
legt. Deshalb die Entrüſtung, die umſo ſtärker zum Aus
Ddeuck kam, als ſich Deutſchland bei ſeinen Forderungen
auf die Verträge ſtützen konnte. Was von Paul-Boncour an
geführt wurde, iſt nicht ſtichhaltig. Soweit es ſich um die
deutſche Wehrmacht handelt, hat Miniſter Gröner in Gör
litz bereits das Notwendige geſagt. Es iſt eine bewußte Ver
drehung, wenn behauptet wird, daß Deutſchland zu einem
Kriege imſtande wäre. Jhm fehlen die techniſchen Mittel, die
heute auf dem Schlachtfelde allein die Entſcheidung bringen.
Ganz abgeſehen dabon, ſind wir von einer Uebermacht ein
gekreiſt, deren jedes Glied militäriſch beſſer gerüſtet iſt als
wir. Aber auch die Behauptung, Frankreich habe ja abge
rüſtet und ſeinen Beſtand um 35 Proz. vermindert, treffen
vorbei. Auf das ſtehende Herr kommt es nicht allein an,
ſondern auch auf die Reſerven, die gewaltigen Befeſtigungen
an unſerer Weſtgrenze und auch die unbegrenzten techniſchen
Möglichkeiten. Nun wurde erklärt, es ſei bedenklich, eine Ab
rüſtungskonferenz einzuberufen, ehe ſich die Seemächte ge
einigt hätten, die noch an das Waſhingtoner Abkommen
bis 1932 gebunden ſind. Man kann umgekehrt ſagen, da
dieſe Mächte ſich bisher nicht verſtändigen konnten, hat der
Völkerbund ſeinen Satzungen gemäß die Initiative zu er
greiſen. An Amerika ſcheitert das beſtimmt nicht. Man
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will aber nicht. Der andere hört vor allem nur das Nein.

Deutſche Stimmenthaltung
Die deutſche Abordnung hat ſich, nachdem ihre eigene

Entſchließung gefallen war, vor die Frage geſtellt geſehen,
b ſie der überarbeiteten Reſolution PaulBoncour zuſtim
men ſollte. Nach den ausgezeichneten Ausführungen des
Grafen Bernſtorff war das unmöglich. Sie konnte nur
och durch ein Veto jede Beſchlußfaſſung verhindern Davor
iſt ſie zurückgeſchreckt. Sie hat genau wie die Ungarn Stimm
Lnthaltung geübt, während die Oeſterreicher vorher den Saal
verließen An dieſer Haltung iſt ſcharfe Kritik bereits jetzt
börgetragen worden. Ganz ablehnen kann man ſie nicht.
Bernſtorff hat nach ſeinen Jnſtruktionen gehandelt. Vor
Würfe richten ſich alſo nicht gegen ihn, ſondern gegen die

en würden. Jedenfalls liegen die Dinge nicht hoffnungs

Berliner Wilhelmſtraße Zur Begründung unſerer Stellung
nahme wurde ausgeführt, die Reſolution bringe immerhin
kleine Fortſchritte. Das iſt ſicher richtig, nur fällt das
angeſichts der umfaſſenden Größe des Problems nicht zu
ſchwer ins Gewicht. Wer etwas erreichen will, muß gewiß
einmal ein Kompromiß auf halbem Wege machen, aber
er muß ſich dann darüber klar ſein, daß er damit ſeine An
ſprüche für die Zukunft, wenn auch nicht gefährdet, ſo doch
in ihrer Stoßkraft lähmt. Es wäre wirklich nicht darauf an
gekommen, auf die kleinen Zugeſtändniſſe zu verzichten, dte
praktiſch doch keinen Wert haben, ſondern einmal zu zeigen,
daß man in dieſer Frage unnachgiebig iſt. Gewiß würden
wir als Störenfriede hingeſtellt, doch hat ſich ſchon jetzt
gezeigt, daß wir dieſem Schickſal auch ſo nicht entgehen.
Wir ſind ſtärker als man in der Wilhelmſtraße offenbar an
nimmt. Einmal iſt unſer Rechtsſtandpunkt unanfechtbar,
was ja auch PaulBoncevur in ſeiner letzten Rede wieder
zugegeben hat, ſodann haben wir die Weltmeinung hinter
Uns. Wir ſollen uns getroſt an die Spitze ſtellen. Werden
wir auch heute dafür mit Steinen beworfen, ſo ſichern wir
uns doch für die Zukunft damit den nicht zu unterſchätzenden

Ruhm, für die Abrüſtung das Entſcheidende geleiſtet zuhaben. Jm Notfalt kann man auch von der Präambel zu

Teil 5 des Friedensvertrages Gebrauch machen, in der ja
die automatiſche Abrüſtung der anderen nach der unſeren
angebrdnet wird. Das Haager Schiedsgericht könnte ſich
einer ſolchen Feſtſtellung nicht entziehen

Die angelſächſiſche Spannung
Hier und da wird auf England als die treibende Kraft

bei der Sabotage der Abrüſtung hingewieſen Nicht vhne
Grund. Nur wird die Schuld damit etwas einſeitig ver
teilt Zur See fühet London zu Kande Paris Beihe
haben ſich in den gleichen Bemühungen getroffen Auf ihr
Marineabkommen einzugehen, erübrigt ſich, nachdem wir an
dieſer Stelle dieſe Frage beſprochen haben. Jetzt kommt es
nur auf die politiſchen Auswirkungen an. Dabei hat das Un
geſchick der franzöſiſchen Amtsſtellen den Skandal vergrößert.
Die Veröffentlichung des geheimen Rundſchreibens an die
franzöſiſchen Botſchafter durch New York American hat die
Amerikaner äußerſt erbittert. Findet ſich doch darin die
Wendung, daß Englands maritime Ueberlegenheit den Ver
einigten Staaten gegenüber dauernd gewahrt bleiben müſſe.
Ob, wie bisweilen angenommen wird, auch der Quai d'Orſahy
bei der Jndiskretion die Hand im Spiel hatte, um von
den Vereinbarungen loszukommen, iſt nicht ſicher und auch
ſchwer glaubhaft. Das hätte man einfacher haben können.
Jnzwiſchen bereitet Coolidge ſeine Note an die Weſtmächte
vor. Sie wird weittragende Folgen haben. Nicht nur weil
darin erklärt wird, daß Amerika an keiner Abrüſtungs-
konferenz mehr teilnehme, was nur bedeuten kann, daß
es jetzt ſeine Rieſenflottenvorlage durchführt, ſondern auch
weil es die Lockerung ſeiner Beziehungen zu Frankreich
und England ankündigt. Jn Frankreich iſt man bereits
auf dem Rückzuge begriffen. Der Matin erklärt offenbar
offiziöss, man wolle ja nicht daran feſthalten, ſondern
eine Verſtändigung mit Waſhington ſuchen. Doch kommt das
zu ſpät. Das Mißtrauen in der neuen Welt iſt wachgeworden
und wird ſich ſobald nicht beſchwichtigen laſſen. Die Span
nung bleibt, bleibt wenigſtens ſolange, bis auch in Lon
don ein Kurswechſel eingetreten iſt. Vielleicht kommt er
bei den Wahlen im April.

Die Reparationsfrage
Wir haben an dieſer Stelle von Anfang an ſtärkſte

Bedenken gegen den Plan des tſchechiſchen Außenminiſter
Beneſch geäußert, der eine Teilmobiliſterung der deutſchen
Obligationen vorſchlug, um bei der Finanzierung der ameri
kaniſchen Hilſe entraten zu können. Bei den Genfer Be
ſprechungen iſt man ja darauf zurückgekommen, mit dem
Ergebnis, daß in dieſem Sinne weiter verhandelt wird.
Wir glauben in unſerer Mutmaßung nicht falſch zu gehen,
wenn wir ſagen, daß unſere Bedenken heute auch an leiten
der Stelle geteilt werden. Die Gefahren ſind bei einer ſol
chen Regelung nicht zu verkennen. Was Frankreich will, iſt
klar. Erhält es ſeinen Anteil aus dieſer Teilmobiliſierung,
ſo kann es die im Auguſt nächſten Jahres fällig werdenden
406 Millionen Dollar an die Vereinigten Staaten zahlem.
Es braucht dann nicht das ſogenannte Mellon-Beranger
Abkommen zu ratiſizieren, wogegen es ſich bisher unter
allerlei Vorwänden geſträubt hat. Wir würden der Re
gierung Poinearé vder ihrer Nachfolgerin zweifellos einen
Dienſt erweiſen. Ob man uns dafür die Rheinräumung wirk
lich zugeſteht, iſt aber noch nicht unbedingt ſicher. Einzelne
Aeußerungen laſſen den entgegengeſetzten Schluß zu. Dafür
geraten wir aber mit Amerika aneinander. Schon ſetzt Hat
das Weiße Haus deutlich genug ausgeſprochen, daß es an
der Regelung beteiligt ſein will und dafür gute Gründe an
geführt. Einmal ſeine Teilnahme an den Einnahmen des
Dawesplanes ſodann ſeine Stellung bei der Abfaſſung

dieſes Planes. Das kann man nicht überhören. Wir haben
auch nicht die mindeſte Veranlaſſung, in Waſhington eine
Mißſtimmung gegen uns aufkommen zu laſſen, zumal ja
niemand veſtreiten kann, daß die Flüſſigmachung der Ge
ſamtſumme vhne die Hilfe Wallſtreets gar nicht in Be
tracht kommt. Wir möchten auch ganz offen ſagen, daß wir
das Gefühl haben, als wenn die Weſtmächte im Hinblick auf
ihre Spannung zu Waſhington, eine Verärgerung des
Weißen Hauſes gegen uns gar nicht ungern ſehen würden.

Die Stahlhelm- Agitation
Nach ſeinem Haßgeſang gegen die Republik in Fürſten

walde, der ſelbſt die deutſche Volkspartei im Wahlkreie
Frankfurt a. OderGrenzmark zu einem Proteſt veranlaßt
hat, kündigt der Stahlhelm nunmehr einen umfaſſenden
Gegenſtoß gegen die Republik an. Er will nach kommu
niſtiſchem Muſter die Form des Volksbegehrens wählen
Einzelheiten gibt er nicht an. Man iſt alſo lediglich auf ein
Rätſelraten angewieſen, an dem wir nicht deilnehmen. Das
erſcheint uns auch deshalb angebracht, weil ſich die Deutſch
nationalen unter Führung von Weſtarp bemühen, in dieſe
Angelegenheiten hineinzukommen und ihr die Richtung zu
geben. Graf Weſtarp iſt nun ſchon etwas klüger als die
Leitung des Verbandes und weiß, daß man nicht auf das
Ganze gehen kann, ohne weite Kreiſe abzuſtoßen. Beheich
nend genug wurde die Bemerkung, das ſei der erſte Schritt
zur Monarchie, von den meiſten deutſchnationalen Blättern
unterdrückt. Nur die Kreuz Zeitung, die ſich ja nie durch
beſondere Intelligenz hervorgetan hat, ließ ſie ſtehen. Auch
dabei gilt es, vorſichtig zu ſein und nicht von vornhereinjede Aenderung der Verfaſſung abzulehnen. Das Wahlſyſtem

erfreut ſich keiner Beliebtheit und es iſt richtiger, man
nimmt ſelbſt Verbeſſerungen vor, als daß man dieſe Aufgabe

Den Grg nern e Paletag hat die Pflicht, nun endlich einmal über Erwägungen
hinaus praktiſche Arbeit zu leiſten und die von Külz ſchon
vor langer Zeit vorgeſchlagene Reform durchzuführen. Wir
müſſen überhaupt auf der Wacht ſein, einmal wegen des
negativen Ergebniſſes in Genf, das weidlich ausgenutzt
wird, ſodann wegen der Verfahrenheit der Parteien Man
ſoll jetzt alle kleinlichen Erörterungen beiſeite ſetzen und
auf das eine Ziel hinwirken, eine feſte und dauerhafte
Regierung zu ſchaffen, die nur auf dem Boden der Großen
Koalition zu ſuchen iſt. Dahinter muß jeder Sonderwunſch
zurücktreten. Viele ſind ſich noch nicht über die Bedeutung
dieſes Winters klar. Der einer der kritiſchſten werden
wird, die ſeit Beſtehen der Republik über uns hereinbrechen.
Nur eine geſchloſſene Einheitsfront kann das e vor
Erſchütterungen bewahren

Die dent ſchnanronate Parteidiskuſſion

Jn dem von Heinrich von Gleichen herausgegebenen
„Ring“ nimmt Robert Graf Keyſerlingk Cammerau Stellung
zu den Auseinanderſetzungen in der Deutſchnationalen Par
tei und ſchreibt u. a.:

„Von ver Unklarheit und Uneinhettlichkeit, die ſelbſt
in führenden nationalen Kreiſen über die Behandlung be
deutſamer Probleme herrſcht, hat der Fall Lambach wieder
einmal gezeugt. Daß die monarchiſche Frage überhaupt
aufgerollt wurde, iſt ein Zeichen dafür, daß auch nationale
Führer ſich nicht darüber klar ſind, daß Deutſchlands Le
bensfragen zurzeit keine verfaſſungsvrechtlichen ſind, ſon
dern kulturelle, ſoziale und wirtſchaftliche. Mehr aber als
die eigenartige Stellungnahme eines rechtsſtehenden Abge
ordneten zum monarchiſchen Problem hat dem nationalen
Einheitsgedanken die Art der Behandlung dieſes Falles
durch Parteipreſſe und Parteiorgane geſchadet. Sie hat ge
zeigt, daß es der Führung bisher nicht gelungen iſt, Span
nüngen zu beſeitigen, deren Ueberwindung im nationalen
Lebensintereſſe geboten iſt.

Sollte es der jetzigen Deutſchnationalen Partei nicht
bald gelingen, zur chriſtlich- nationalen Einheitspartei zu
werden, dann wird die Erfüllüng dieſer Aufgabe anderen
chriſtlich und national eingeſtellten Vols- und Partei
gruppen zufallen.“

Zu dieſer „Menſchheit“
Ein Beiſpiel, wie durch ſogenannte „Pazifiſten“ die

wertvollen Gedanken des Pazifismus zugrunde gerichtet
werden, liefert die letzte Nummer der „Menſchheit“. Es
heißt in dieſer Ausgabe: Eine offizielle deutſche Rede in
Genf kann ich nur mit den peinlichſten Empfindungen leſen
Vor lauter Rückſichtnahme auf den äußeren Fortſchritt der
europäiſchen Ausſöhnung ſteht niemand auf und reißt dem
deutſchen Doppelſpiel einmal fürchterlich die Maske her
unter und beſtreitet einem Lande, das ſolches Doppelſpiel
duldet, all und jedes Recht, die allgemeine rn zu
fordern.
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Aus der deutſchen Kleinſtaaterei
Entdeckungsreiſe wach Mecklenburg Strelßtz.

Es lohnt ſich ſchon einmal dies angenehm gewellte
Land an ſchönen Julitagen zu durchſtreifen da iſt die
herrliche Fläche des Tollenſe See, da wartet Neubranden
burg auf mit den ſteilen Toren und NeuStrelitz atmet
annoch den Geiſt des DuodezFürſtentums, in Regierungs
häuſern und Kavaliergebäuden.

Dem Land fehlt bloß eines: ein neu erſtandener Fritz
Reuter, der mit Liebe und Verſtändnis die Geſchichte der
vepublikaniſchen „Dorchläuchtings“ ſchreiben könnte Ein paar
Tage im „Freiſtaat MecklenburgStrelitz mögen ja nicht
völlig genügen, um hinter alle Geheimniſſe der großen
Politik dieſes Landes zu kommen: aber die Leute hier haben
eine ausholende Geſprächigkeit. Daß ihre Juſtizverwaltung
durch den umſtrittenen Fall Jacubowski die deutſche Preſſe
veſchäftigt, iſt ihnen etwas unangenehm: im übrigen ſtößt
man auf Männer, die den Staat mit ſeinen dazu noch. in
Exklaven zerſtreuten 110 000 Einwohnern ſelber ironiſch
nehmen, neben den anderen, für die Eigenſtaatlichkeit ein
Stück ihres perſönlichen Selbſtbewußtſeins iſt. Die würden
freilich, wenn ſchon Schluß gemacht werden ſoll, lieber preu
ßiſch werden als ſchweriniſch was ſie nach den Erb
verträgen geworden wären, hätte nicht die Revolution die
dynaſtiſchen Bindungen ausgelöſcht.

Ja, die Revolution! Jn einer ſüddeutſchen Zeitung ſtand
einmal vor einiger Zeit, wenn ich mich recht entſinne, das
liebloſe Wort irgendeines Zugewanderten, man hätte dies
Land als Naturſchutzpark des mittelalterlichen Ständerechts,
als Forſchungsinſtitut für die deutſche Vergangenheit im
Jahre 1918 belaſſen ſollen, wie man es antraf. Der Mann
hat gründlich daneben gehguen. Dieſer kleine Staat iſt ge
radezu ein Laboratorium für politiſche Experimentalphyſik,
eine Verſuchswerkſtätte für parlamentariſche Kogalitionen
geworden. Man hat ſich nur im deutſchen Ausland nicht
genügend dafür intereſſiert oder hat es vergeſſen, wie hier
demokratiſchſogialiſtiſche, demokratiſchdeutſchnationale, ſo
gialiſtiſchvolksparteiliche Kombingationen miteinander wech
ſelten Mein geruhigpfiffiger Wirt, der von den zahl
loſen Verſammlungen des wahlreichen Landes her, die bei
ihm ſtattfanden, die meiſten politiſchen Größen perſönlich
kennt, gab mir entzückende Charakteriſtiten, die es an derber,
aber behaglicher Kraft nicht fehlen ließen. Er hat mir den

Fritz Reuter in einigem erſetzt SSeine eigene politiſche Meinung iſt, wie man das bei
ſeinen Berufsgenoſſen in kleinen Plätzen öfter findet, ſehr
dehnbar, ſehr allumfaſſend. Aber es machte ihm diebiſchen
Spaß, meine republikaniſche Geſinnung in einen Konflikt
zu bringen mit der republikaniſchen Praxis der Strelitzer
Regierung. Denn er übergab mir zum Abſchied zwei Num
mern der „Landeszeitung“, die in Neuſtrelitz erſcheint, und
die ſind allerdings Dokumente. Man kann nur jedermann
den Bezug empfehlen freilich, den Kommentar, den ich
erhielt, bekommt man wohl nicht beigelegt.

Damals wurde in Neuſtrelitz das neue Landestheater
eingeweiht, ein ordentlicher traditivneller Bau, wie ihn die
Theaterfabrik Littmann auf freundliches Erſuchen gern lie

Stadt dieſes Umfanges ſchon eine Sache von Bedeutung
Otto Braun in Preußen hat ſich über das Unterfangen ſo
geärgert, daß dieſer Theaterbau in ſeiner Einheitsſtaats
broſchüre zum Argument für die Beſeitigung des Artikels
35 (Finanzausgleich) herhalten muß. Aber jetzt ſteht er.

Dr. Dr. Freiherr von Reibnitz iſt zur Zeit miniſterielber
Alleinherrſcher in dieſem Land; über den zweiten Mann
können ſie ſich nicht verſtändigen und nun wird dargetan,
daß es ſchließlich auch ſo geht. Reibnitz iſt ein Mann von
Bildung, er hat ein paar volks wirtſchaftliche Bücher ge
ſchrieben, die einen gewiſſen Rang beſitzen ſollen aber
er hat jetzt bei dieſen Einweihungsfeiern eine Abfolge von
Reden produziert, die man auch bei wohlwollendem Blick
auf den Erben Dorchläuchtings nur mit einigem Erſtaunen
leſen kann. Denn Baron Reibnitz iſt Sozialdemokrat Daß er
an dieſem Tage den Mund etwas voll nimmt und ein herz
liches Bekenntnis gegen den Einheitsſtaat ablegt, die „Selb
ſtändigkeit der kleinen Länder“ betont, das erſtaunt nicht:
„Bayreuth und Weimar weiſen uns die Wege“. Dieſer Karl
Auguſt von Strelitz wird jetzt nach einem Goethe inſerieren,
und dann mag es beginnen.

Aber das Rührende des Feſtes war die Rede Reib
Strelitzſchen Herzoghauſes die bie

deren Republikaner im Kreiſe durften ſich freuen, mit wel
intimen

Kenntnis der geneglogiſchen Zuſammenhänge ihnen hier die
Kulturgeſchichte eines ſozuſagen Herrſcherhauſes vorgetragen
wurde, über das die Strelitzer ſonſt, aus Schonung, nicht

nitzens zur Feier des

cher Anſchaulichkeit und Hingabe, mit welcher

gern ſprechen. Der Landtagspräſident, auch ein Sozigliſt
ſoll während dieſer Rede recht blaß geworden ſein. das
ſteht aber nicht in der Zeitung. Die Zuhörer erfuhren, daß
der Krieg hier ein „norddeutſches Weimar“ verhindert hat,
das der in unſeliger Verwirrung geendete Adolf Fried
rich VI. herbeizuführen feſt entſchloſſen war. Sein Erbe wird

nun verwalteét.
Und ſo erfuhr denn das ſchöne, ſchöne Feſt ſeine Krö

nung durch die Ordensverleihungen, auf die die Neu
ſtrelitzer ſeit ein paar Wochen vorbereitet waren, und wie
es ſich ſchickt, erhielt der Zeitungsverleger den erſten Orden.
Ja wie denn? Gibt es denn noch ſo etwas in Mecklenburg?
Das gibt es wieder. Freiherr von Reibnitz hat es geſtiftet.
Es heißt „Medaille für Kunſt und Wiſſenſchaft“, in einer
erſten „großen goldenen“ Klaſſe („um den Hals zu traägen“)
das Band dazu iſt „hellblauſeiden mit ſchmaler rotgelber
Einfaſſung“. Mittlerweile ſind dieſe Orden freilich wieder
abgeſchafft

Die Rechte höhnt, das Volk lacht, die Gewürdigten ſind
ihrer Würde nicht ganz ſicher und beſinnen ſich teilweiſe auf
ihre Leiſtungen für Kunſt und Wiſſenſchaft. Mein Gaſtwirt
behauptet einige ſeiner Landsleute würden ſich des Vor
gangs auch ſchämen.

Sich über dieſe Jnterpretation der Verfaſſung aufzu
wegen, lohnt ſich nicht. Aufregungen paſſen nicht zum gei
ſtigen Stil dieſes Landes einer nahrhaften Behaglichkeit,

e e t Odud, fur eine

wenn er auch eine rote Schärpe trägt, dann doch unter der
Weſten

Deutſche Volkspartei gegen Stahlhelm
Es dämmert!

Vorſtand und Vertreterverſammlung der Deutſchen
Volkspartei im Wahlkreis V Frankfurt (Oder) Grenzmark
Poſen- Weſtpreußen) haben ſich auf Ankrag einer großen
Zahl von Ortsgruppen mit der politiſchen Entwicklung des
Stahlhelm“ beſchäftigt, wie ſie in der Botſchaft des Landes
verbandes Brandenburg in Fürſtenwalde erkennbar würde.
Nach eingehender Erörterung wurde eine Entſchließung an
genommen, in der es heißt, daß über dieſe Botſchaft des
Haſſes einmütige Entrüſtung herriſſcher und die
Deutſche Volkspartei im Wahlkreiſe V jede
Gemeinſchaft mit ſolcher Geiſtes richt umg ab

lehn e. e i e

Die Republik iſt ſtärker als ihre Gegner
Volksparteiliche Erkenntniſſe.

Jn einer Auseinanderſetzung mit den Deutſchnatio
nalen ſagt das Organ der Deutſchen Volkspartei, die „Na
kionalliberale Korreſpondenz während der Genfer Ver
handlungen habe ſo etwas wie eine nationale Einheitsfront
beſtanden. Sie ſei durch deutſchnationale, völkiſche, kon
ſervative und Stahlhelm- Kreiſe im trauten Verein mit
der „Roten Fahne“ zerſchlagen worden.

Wenn Graf Weſtarp die Jlluſion gehegt haben ſollte
dadurch den inneren Kampf in ſeiner Partei zu beſeitigen,
ſo würden ihm bittere Enttäuſchungen nicht erſpart bleiben.
Wer für die Mitarbeit am Staat eintrete, werde ſich weiter
mit denen erbittert auseinanderſetzen müſſen, die dieſem
Staat Haß und Kampf anſagen.
Mit bemerkenswerter Entſchiedenheit erklärt die „Na
tivnalliberale Korreſpondenz“ in dieſem Zuſammenhang
„Die Republik iſt ſtärker als ihre Gegner. Die *Organi
ſationen, die in letzter Zeit etwas reichlich Kriegserklärun
gen an den Staat abgaben, haben nur die Stellung ihrer
wirklichen und vermeintlichen Gegner geſtärkt. Die Oppo
ſition hat ſich durch Uebertreibungen ſelbſt um die Gunſt
der Stunde gebracht.“

Der Studienrat als Feſtredner
Billige Verunglimpfung der Reichsverfaſſung

Bekanntlich haben ſich die Deutſchnationalen mit lautem
Geſchrei vor jenen Teil der Lehrerſchaft geſtellt, der es
bewußt darauf angelegt hat, die Schulfeier am Verfaſſungs
tage zu ſabotieren. Als dann die Schüler gegen dieſes Ver
fahren proteſtierten, und als ihnen von der vorgeſetzten
Schulbehörde beſtätigt wurde, daß ſie ein Recht auf eine
würdige Schulfeier hätten, ſetzte eine ſyſtematiſche deutſch
nationale Hetze gegen das Provinzialſchulkollegium und das
Unterrichtsminiſterium ein, die aber in der Oeffentlichkeit
als ein reines Parteimanöver erkannt wurde. Jm übrigen
werden auch jetzt noch Fälle bekannt, die deutlich zeigen,
welch ein Tiefſtand der Geſinnung in dem erwähnten Teil

der Lehrerſchaft herrſcht. So hat der Leipziger Studienrat
Dr. Pinkert bei der Verfaſſungsfeier der Leipziger Thomas
Schule ſich höchſt abſchätzig über die Weimarer Verfaſſung
geäußert und ſeine Aufgabe als Redner weiter darin er
blickt, das Wahlverfahren und die Abgeordneten lächer
lich zu machen. Schließlich hatte er geſagt, es beſtehe im
Hinblick auf die Beſtimmungen Für die Wahl des Reichs
präſidenten die Gefahr, daß jeder beliebige Mann über
35 Jahren Oberhaupt des Reiches werden könne ſelbſt wenn
es ein Straßenkehrer ſei, der noch nicht einmal zum Schutz

offenbar nicht begreift, bewußt herabgeſetzt hat.

Paul Levi gegen Streſemann

politiſch die Gegenſätze nicht vertuſcht, ſondern verſtärkt.

Politik im Kleinen
Reichswehr und Stghlhelm.
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über das jetzt eine hohe Sommerſonne wandert. Dorchläuch
tung reiſt noch heute in der Kutſche durch das Land un

Haßgeſang von Fürſtenwalde dürfte ein Stahlhelmmann
aber doch wehl nicht die geeignete Perſan ſein Riche wehen
leute heranzubilden, deren Aufgabe es iſt, die Re
ſchützen, die der Stahlhelm mit ganzer Seele haßt

Gedankengänge des Generals von Schoengich
Wehr ſetzen Jn der ketzten Nummer
wird ein Brieſwechſel veröfſentlicht, in dem der Reichs
bannerführer Höltermann dem General von Schoeneich auch
erklärt, daß er ſich heillos verrannt habe, und mit Schoenaich
auch ein großer Teil der pazifiſtiſchen Bewegung

Oktober 1906 erließ Wilhelm II. ein Allerhöchſtes Rund e
ſchreiben an ſeine Miniſter, im Anſchluß an eine Zeitungs en wiede
notig, die von bevorſtehenden Beſprechungen einzelner preu ine Nei

ßiſcher Miniſter mit den Führern der Parteien über die in
der beginnenden Seſſion zur Vorlage kommenden Geſetz
entwürfe ſprach. Wilhelm II. verfügte darauf:

Abgeordneten über Politik und Geſetze möglich einzuſchrän
ken Denn es entſpricht nicht den bisherigen Gepflogenheiten,

mann tauge. Begreiflicherweiſe erkundigte man ſich danach,
was gegen dieſen Herrn unternommen worden ſei. Der
Deßernent des ſtädtiſchen Schulamtes teilte darauf in der
Stadtverordnetenverſammlung mit, daß gegen den republik
und verfaſſungsfeindlichen Studienrat ein Diſziplinarver
fahren eröffnet und ihm eine Rüge erteilt worden ſei. Das
iſt in der Tat eine milde Strafe, wenn man bedenkt, daß
hier ein Lehrer vor ſeinen Schülern bei der offiziellen Schul
feier das deutſche Grundgeſetz, die Reichsverfaſſung, die er

In der „Leipziger Volkszeitung erörtert Paul Levi die
Rheinlandräumung und ſchreibt u. a. Für uns alſo iſt
der Kampf um die Entſetzung des Rheinlandes in erſter
Linie eine innerpolitiſche Frage, wie für uns die ganze
Frage der Liquidierung des Krieges eine innerpolitiſche iſt.
In der Frage der Rheinlandbeſetzung nun iſt Herr Streſe
mann an die Grenze ſeines Lateins gekommen. Die Fran
zoſen wollen räumen, wenn Herr Streſemann bezahlt,

das heißt wohl: die Kriegsſchuld kommerzialiſiert. Das
will er nicht, alſo räumen die anderen nicht. Nun nimmt
der ſozialiſtiſche Reichskanzler den Fall auf. Aber das Echo,
das er im Auslande findet, iſt: „Deine Außenpolitik iſt ja
ſeine Außenpolitik!“ Mit anderen Worten Herr Streſe
mann hat unſeren außenpolitiſchen Kredit bekommen und
hat ihn im weſentlichen vertan. Will man alſo eine poſitiſde
Konſequenz ziehen, die wir ſchon gezogen haben: Die Stärke
einer ſozialiſtiſchen Politik liegt darin, daß ſie ſich abhält
von aller bürgerlichen Politik, daß ſie insbeſondere außen

Das Stellenblatt des Verlegers der „Deutſchen Mu
ſikerzeitung“ enthält laut „Vorwärts“ folgendes Jnſerat;
„Seifart Orcheſter (StahlhelmKapelle). Für ſofort geſucht
ein tüchtiger, ehemaliger Korpsführer. Autvoritätsperſon,
guter Dirigent und Jnſtrumentaliſt. Bevorzugt wird ehe
maliger Muſikermeiſter, dem daran gelegen iſt, eine gute
würdige Poſition zu erhalten. Vorausſetzung iſt viel Luſt
und Neigung, junge Muſiker als Nachwuchs für die Reichs
wehr auszubilden. Wohnung bei mir im Hauſe. Ueber alle
ſonſtigen Forderungen mündlich. Richard Seifart, Bayer.
Muſikmeiſter a. D., Halle Diemitz, Berliner Str. 37.“ Der

publt zu

Schoengich wird abgeſchüttelt
Auch das Reichsbanner muß ſich gegen die überſpannten

neuerdings zur
des „Reichsbanners

Rechte
haberei, Unduldſamkeit, Empfindlichkeit gegen jede Kritik iſt en

ſeider in hohem Maße in den Reihen der Pazifiſten zu nenfinden ſo heißt es in der Reichsbannerzeitung. es dar
Charakteriſtiſch iſt aber auch das neuerliche Glaubens r n

bekenntnis des Generals von Schoengich, der ſich früher be Vogel
kanntlich als Demokrat bezeichnet hat und der jetzt erklärt. erigkeitet
daß die Rückkehr zu Bebels Lehren die einzige Rettung n bevor
ſei, auch wenn die Müller, Wels und Breitſcheid darüber atſächte

zu Fall kämen. neen.

Miniſtern nur ausnahmsweiſe geſtattet u W
Wilhelm II. über den Umgang mit Abgeordneten. Einführ

Einem Aktenſtück im preußiſchen Miniſterium des die e
Innern das, einer neuartigen Uebung entſprechend, durch eine ne
das Zentralorgan der Sozialdemokratiſchen Partei bekannt ngens
gegeben wird, entnehmen wir und mit uns die Zeitgenoſſen Ankündig

folgende Blüte monarchiſcher Verblendung: Unterm 25 i
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„Jch möchte dringend bitten, die Pourparlers mit den

da es die Abgeordneten zu ſehr in maß und ausſchlag
gebende Stellung bringt und ſchließlich ihnen die Vorent
ſcheidung über die einzubringenden Vorlagen einräumt, was
direkt zum parlamentariſchen Regime führt und unpreu
ßiſch iſt. Schon das Benehmen der Abgeordneten im vori
gen Jahre, die koloſſal aufgeblaſen und wichtigtueriſch
waren, hat nach außen viel Anſtoß erregt, da ſie ſich als
Herren der Situation gerierten. Wir legen das, was Jch
mit dem Miniſterium gemeinſam beraten und beſchloſſen
habe, vor, und es wird angenommen abgeändert vder
abgelehnt, aber mit hineinkolken ſollen die Kerls nicht. Den
Miniſtern iſt der Verkehr mit den Abgeordneten nur aus
nahmsweiſe geſtattet.“ r dieDieſe ſtarre, ungeſchmeidige Haltung des Kronenträ b öhung
gers hat viel verſchukdet. Sie hat vor allem die ruhige, Ja
natürliche Entwicklung zum parlamentariſchen Regime ver de
hindert. Jetzt machen frühere Freikonſervative dem Reich T
tag der Kaiſerzeit zum Vorwurf, daß er verſäumt hat, W
die Macht an ſich zu nehmen, und der katſerliche Reichskang Ja
er Bethmann Hollweg hat als Urſache des Zuſammen
bruches die „Unfertigkeit“ unſerer verfaſſungsmäßigen Zu ngetre
ſtände bezeichnet. Weshalb ſie nicht „feritg“ wurden, zeigt tung
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dieſe neue Entdeckung aus dem veichen Schatze Wilhelmſcher dr

Entgleiſungen. eſnderte d

Eine Münchener Jdylle emige V

Der Miniſterigloberoffiziant im Außenminiſterium. ahhſen
Vor kurzem iſt der Türhüter des Außenminiſteriums n an de

penſioniert worden. Dieſem Beamten, der in Bayern den e
ſtolzen Titel Miniſterialoberoffiziant trägt, widmet ein le üfttreten
bendiger bayeriſcher Geheimrat einen ſpaltenlangen Nachruf h
Dem Miniſterialoberoffigianten wird jeder dieſe Ehre gön Ergän
nen. Beachtenswert aber in dieſer Münchener Jdylle iſt, n Fra
wie das monarchiſtiſche Geheimratsherz den vergangenen iwech
Tagen nachtrauert. Dieſer Geheimrat Ernſt von Müller der t
ſchreibt in ſeinem Hymnus u. a.: „Was war das für eine Gſeler
Pracht in vorkriegslichen monarchiſchen Tagen, wenn Herr
Oſtermair an den Donnerstagen, den üblichen Tagen des i
Geſandtenempfanges, oder bei ſonſtigen feierlichen Gelegen
heiten in vollem Staate mit dem quergeſtellten Schiffhut,
dem breiten Band von der Schulter bis zur Hüſte, die ſtatt er
liche Bruſt mit vielen Orden und Medaillen geſchmückt,
den großen Portierſtock mit dem ſilbernen Knaufe in der Awvärti
Hand ſeines Amtes an dem Eingang des Miniſterhotels
waltete! Jn unſeren heutigen demokratiſchen Zeiten leiſten
ſich h öchſtens beſſere Kinos und Varites den Luxus einer
derartigen eindrucksvollen Repräſentation.“ Das bayeriſche
Außenminſterium, dem der monarchiſtiſche Verfaſſer des
Lobliedes auf die alte Zeit und ihren „repräſentativen“
Glanz noch heute angehört, iſt trotz der Stagatsverein
fachung erhalten geblieben. Vielleicht zeigt dieſe Schilde
rung, daß hier noch Muſeumswerte zu konſervieren ſind und
daß mit dem Verſchwinden des Schiffhutes an der Pforte
auch „Geſandtenempfang““ und „Staatsgeheimniſſel ver
ſchwunden ſind, d. h., daß auch das bayeriſche Außenmini
ſterium abgebaut werden kann. Und das vecht bald!
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die Skeste und größte Fun bringt
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Auf der in dieſen Tagen in München ſtattfindenden
Fagung des Reichsverbandes des Deutſchen Groß und
jeberſeehandels hat Miniſterialdirektor Prof. Dr. Dorn

h nen Bericht über die kommenden ſteuerlichen Geſeßentwürfe
onnten

ding r
hbbannerg

ſtaktet. Die Darlegungen dieſes beſonders einflußreichen
heraters des Reichsfinanzminiſters laſſen leider erkennen,

man nach wie vor im Reichsfinanzminiſterium von
r Ueberzeugung ausgeht, daß das mit den Steuergeſetzen
e Jahres 1925 Geſchaffene einwandfrei und richtig ſei
ind die vornehmſte Aufgabe der Steuerpolitik darin beſtehe,

e damals beſchrittenen Wege zielbewußt weiter zu gehen.
Die Deutſche Demokratiſche Partei hat im Jahre 1925

ſie Schliebenſche Steuerreform abgelehnt und in den letzten
zahren einen ſehr erheblichen Teil ihres parlamentariſchen
änfluſſes darauf verwandt, für eine Neuvrientierung guf

ne Vogel Strauß Politik treiben, wollte man an den
Shwierigkeiten vorilbergehen, die auf ſteuerpolitiſchem- Ge
et im bevorſtehenden Winter erwartet werden müſſen, ſo
ern tatſächlich die Ausführungen Miniſterialdirektor Dorns
e bevorſtehenden Vorlagen der Reichsregierung kenn
ihnen

eſtattet Neben der außerordentlichen Zurückhaltung, mit der das

erlangen nach Senkung des Einkommenſteuertarifs und

ei bekann
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ich Einführung der dreijährigen Durchſchnittsbeſteuerung
r die Einkommen und Ertragsſteuern behandelt wurde,
ſeht eine mehr oder minder ausgeſprochene Ablehnung des
Lerlangens nach Aufhebung der Kapitalertragsſteuer und
de Ankündigung einer Neugeſtaltung der bis zum 31. 12.
es ſuſpendierten Vermögenszuwachsſteuer.

Die Deutſche Demokratiſche Partei hat in den letzten
ihren wiederholt mit aller Dringlichkeit Jnitiativanträge

feine Neugeſtaltung des Einkommenſteuertarifs geſtellt
ind wird auch bei Wiederzuſammentritt des Reichstages
her nach dieſer Richtung hin mit Nachdruck vorgehen,
in ſo mehr, da bei der Lohnſteuernovelle, die im Juni d. J.
ſerabſchiedet wurde, verbindliche Zuſagen des Reichsfinanz
iniſters zwecks Senkung der Belaſtung der unteren und

mittleren veranlagten Einkommen gegeben wurden Sie wird
eiterhin die nun bald ein Jahr währenden Verhandlungen
e Sachverſtändigenausſchuſſes bezüglich der Frage der drei

hrigen Durchſchnittsbeſteuerung durch entſprechendes Vor
ſehen im Reichstag beſchleunigen und hierbei keinen Zwei
l darüber laſſen, daß ſie auf ihrer ſeit Jahren erhobenen

Forderung nach der dreijährigen Durchſchnittsbeſteuerung
ſtehen bleibt. Den Andeutungen Dorns, daß man prüfen

üſſe, ob an Stelle der Einführung der dreifährigen Durch
hnittsbeſteuerung der Verluſtvortrag im gewiſſen Sinne zu
laſſen werden ſolle, kann nicht geſolgt werden, wenn man

h herbeiführen
ll, denn mit der Einbeziehung des Verluſtvortrages wer
en für die Steuerpflichtigen noch keineswegs die ſteuerlichen
berhöhungen ausgeglichen, die ſich jetzt überall da ergeben,

ſeuerliche Gerechtigkeit und Gleichmäßigkeit

o bon Jahr zu Jahr ſtarke Einkommensſchwankungen vor
egen, die aber in ihrem Tiefſtand über die Verluſtgrenze

ben
Die Vermögenszuwachsſteuer iſt ſchon bei ihrer Schaf

ſng im Jahre 1922 von der Deutſchen Demokratiſchen Par
e bekämpft worden. Stets iſt die Partei immer erneut da
ſir eingetreten, an Stelle der Suſpendierung die völlige
Aifhebung der Vermögenszuwachsſteuer zu kätigen. Man

mag die Frage der Beſteuerung unverdienten, aus reinen
Konjunkturſchwankungen zugefallenen Vermögenszuwachſes

eſahen. Man kann unterſuchen, ob etwa eine anderweitige,
ſeſonderte Behandlung der Spekulationsgewinne im Rahmen

rübergehen, die insbeſondere gegenwärtig ein Wieder
inkraſttreten der Vermögenszuwachsſteuer nach ſich ziehen

Ergänzt man noch, daß die Stellungnahme Dr. Dorns
u den Fragen der Herabſetzung der Wechſelbeſteuerung bei
Importwechſeln, der Hinausſchiebung der Grunderwerbs
ler der toten Hand, der Getränkeſteuer und der Luſtbar
kitsſteler von dem Gedanken beherrſcht war, nichts zu
Pgen, was irgendwie die tatſächlichen Zielſetzungen des

Keichsfinanz miniſteriums auf ſteuerlichem Gebiet erkennbar

achen könnte, ſo wird man alles in allem die durch
in Referat aufgezeigte Stellungnahme des Reichsſinanz-
n iniſteriums nichts weniger als erfreulich bezeichnen können.

eſer Eindruck wird noch verſtärkt, wenn man ſich ver
Egenwärtigt, daß das Reichsfinanzminiſterium die Vorlage

Der Stahlhelm als Kommuniſten
Lehrling

Das kindliche Spiel, das die Kommuniſten mit dem
ollsbegehren treiben, läßt den Stahlhelm nicht ruhen,
ch er will ſein Volksbegehren haben, und zwar ſoll es
if eine Aenderung der Reichsverfaſſung hinzielen. J
eſem Sinne hat der Bundesvorſtand des Stahlhelms am
ten Sonntag in Magdeburg einen Beſchluß gefaßt, der
war nicht ſagt, in welchen Beſtimmungen und in welchem
ne er die Verfaſſung geändert haben möchte, der zwar
t den gewohnten großen Worten wieder einmal ſein
tibes Eingreifen in die Politik ankündigt, in demſelben
angen Akemzuge aber davor warnt, die Sozialdemokratie

n der holttiſchen Verantwortung zu entlaſten und ſchließ
h den Maſſen ſeinen Kampf als eine Volksbewegung an
ißt. Man muß wohl ſagen, daß in dieſem Falle faſt noch
ſehr als bei der kommuniſtiſchen Aktion die in der Ver
faſſung gegebene Möglichkeit einer Volksabſtimmung zu
n agitatoriſchen Zwecken mißbraucht wird, und wenn der
Kahlhelm ſchon nach einer Verfaſſungsänderung ſchreit,

ite vielleicht auf Grund dieſer koſtſpieltgen und un
Experimente zu erwägen, ob nicht das Spiel mit

alkebegehren und Volksentſcheid durch eine entſprechende
n den radikalen Quertreibern erſchwert
erden könnte

Steuerpolitik des kommend en

ſfanz und ſteuerpolitiſchem Gebiet zu wirken Es hieße

zum Steuervereinheitlichungsgeſetz, ſo wie ſie von der letzten
Reichsregierung geplant und dann in den Reichsratsberatun
gen den Wünſchen der Länder allzu weitgehend angepaßt
wurde, an den Reichstag heranzubringen gedenkt, und daß
die Frage des Finanzausgleichs zwiſchen Reich und Ländern
gewiſſermaßen als ein Blümlein „Rührmichnichtan“ behan
delt wird.

Unabweisbare Beſorgniſſe für die Bilanzierung des
ordentlichen Haushalts im kommenden Jahre und wir
fürchten, daß auch ſchon das laufende Rechnungsjahr ſolche
Sorgen ſehr bald akut machen wird verlangen von der
deutſchen Finanz und Steuerpolitik dringlicher denn je ein
klares Erkennen der Grenzen der ſteuerlichen Leiſtungs
fähigkeit der Wirtſchaft und eine Anpaſſung der Geſamt
ausgaben an die dauernd erzielbgren ſteuerlichen Einnah
men. Nach dieſer Richtung hin ſcheint man ſich aber im
Reichsfinanz miniſterium. noch keinerlei durchgreifenderen
Plänen gewidmet zu haben. Es wird bei Wiederzuſammen
tritt des Reichstages eine der entſcheidenden Aufgaben der
Deutſchen Demokratiſchen Partei ſein, hier auf Klärung und
ernſte Erkenntnis der Tatbeſtände zu drängen, vor die die
Geſetzgebung durch unſere wirtſchaftliche Entwicklung und
durch die zwangsläufige Steigerung der Haushaltsbelaſtun
gen für Reparationsverpflichtungen geſtellt iſt.

Stenerſenkungen und Steuer
erhöhungen

Die Einkommensſteunerſenkung.

Bei den Beratungen des Geſetzes über eine Senkung
der Lohnſteuer iſt von der Reichsregierung ausdrücklich

zugeſagt worden, daß die Frage einer Einkommenſteuer
ſenkung in Angriff genommen werden ſolle. Dieſe Frage iſt
während der Sommermonate von der Reichsregierung ein
gehend geprüft worden und einer der leitenden Beamten
im Reichsfinanzminiſterium, Miniſterialdirektor Dorn, hat
ſich jetzt über dieſe Steuerſenkung ausgeſprochen, indem er
erklärte, daß bei der anerkannten Härte des Steuerdrucks
für die mittleren und kleineren Einkommen die Möglich
keit der Abhilfe aufs ernſteſte geprüft werden müſſe. Es
iſt beachtenswert, daß in Kreiſen des Reichsfinanzminiſte
riums ſich endlich auch der Geſichtspunkt durchgeſetzt hat,
daß nach dem Geſetz vom aäbnehmenden Steuerertrag der
höhere Tarif nicht notwendig ein höheres Steueraufkom
men ſichern muß, namentlich dann nicht, wenn das pſhycho
logiſche Maximum überſchritten wird. Hinzu kommt, daß es
auch um die Bildung des eigenen Kapitals geht, das unſerer
Wirtſchaft, insbeſondere dem Handel in ſo verhängnisvoller
Weiſe fehlt. Neben der Einkommenſteuerſenkung für die
mittleren und kleinen Einkommen ſpielt aber auch das
Steuervereinheitlichungsgeſetz eine beſondere Rolle und es
iſt weiterhin bemerkenswert, daß auch hier das Reichs
finanzminiſtertum den Standpunkt vertritt, daß, wenn es
eine Möglichkeit der Steuerſenkung für die Realſteuer gibt,
das
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Steuervereinheitlichungsgeſetz, das ſie vergleichbar macht,
r

den beſten Weg für eine ſolche Senkung darſtellt. Für die
Gewerbetreibenden wird weiter von Bedeutung ſein
daß mit dem Abſchluß der Prüfungen über die dreifährige
Beſteuerung in abſehbarer Zeit zu rechnen iſt. Dann wird
aitch die Frage entſchieden werden, ob der Verluſtvortrag in
gewiſſem Umfange zugelaſſen werden ſoll. Jm Hinblick
auf die Herabſetzung der Wertpapierſteuer wird mit einer
einheitlichen zeitweiſen Senkung des Satzes auf 1 Proz.
gerechnet Die frühere Regierung hat ja bereits im früheren
Steiteraueſchuß des Reichstages eine ſolche Senkung ange
kündigt. Eine Erhöhung der Steuern iſt durch das Ver
mögenszumachsſteuergeſeß zu erwarten Das jetzige Ge
ſetz iſt bis zum 31. Dezember 1298 ausgeſetzt. Aber dieſes
ausgeſetzte, bisher noch geltende Geſetz iſt inhaltlich überholt
und es muß dem neuen Reichstag deshalb eine neue
Vorlage zugehen. Ueber Steuerſatz und Ausgeſtaltung der
Steuer iſt indeſſen eine Entſcheidung noch nicht getroffen

Eine überflüſſige Anfrage
Deutſchnationale Kampfesweiſe.

Die deutſchnationale Landtagsfraktion hat eine Kleine
Anfrage an das Preußiſche Staatsminiſterium gerichtet, die
das Fernbleiben des Reichsbanners von den Empfangs
feter lichkeiten bei dem Beſuch des Reichspräſidenten in
Schleſien betrifft. Jn dieſer Anfrage heißt es, der Beſchluß
des Reichsbanners ſei zum weſentlichen Teil auf den erſten
Gauvorſitzenden, den ehemaligen demokratiſchen Landtags
abgebrdneten Rektor Hermann in Breslau, zurückzuführen.
Nun ſollte Hermann zum Kreisſchulrat befördert werden
und die Fraktion fragt an, ob die Regierung das empörende
Verhalten des Rektors billige.

Die Deutſchnationalen haben hier wiederum ein Bei
ſpiel gegeben, in welch leichtfertiger Weiſe ſie Kleine
Anfragen ſtellen und unbegründete Angriffe erheben. Das
genaue Gegenteil dieſer Darſtellung iſt richtig. Gerade der
frühere demokratiſche Landtagsabgeordnete Rektor Hermann
hat ſich für die Veteiligung des Reichsbanners bei der Be
grüßung des Reichspräſidenten eingeſetzt und als ein gegen
teiliger Entſchluß gefaßt wurde, hat er ſoſort ſeinen Vorſitz
im Reichsbanner niedergelegt. Dieſe Tatſache iſt keineswegs
geheim geblieben, ſondern ſie iſt offen mitgeteilt worden.
Aus Agitationsgründen bringt die deutſchnationale Land
tagsfraktion jetzt eine derartige Kleine Anfrage ein.

Polttiſ che Notizen
Die nationalſozialiſtiſche Ortsgruppe Bremen aufgelöſt.

Von der Gauleitung Weſer-Ems der nationalſoziali
ſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei wird mitgeteilt, daß die
Ausſchreitungen, die ſich Nationalſozialiſten in Bremen er
laubt haben, mit der Jdee der Bewegung abſolut unver
einbar ſeien. Die Gauleitung gibt die Auflöſung der Orts
gruppe Bremen bekannt. Damit iſt der nationalſozialiſtiſche
Gauvorſtand wohl nur den Bremer Behörden zuvorgekom
men, die bereits ſcharfe Maßnahmen gegen die unerhörten
Vorkommniſſe in Bremen angekündigt haben.

Gegen den kommuniſtiſchen Radikalismus.
Nach einem Bericht des „Vorwärts“ iſt der Vorſitzende

des Roten Fronträmpferbundes Seipztg,
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Mit Wirkung vom 1. Oktober 1928 treten beim Steuer
abzug vom Arbeitslohn zwei wichtige Aenderungen ein. Ein
mal iſt zur Vereinfachung der Steuerberechnung der Ar
beitslohn (Bruttolohn) abzurunden, und zwar

bei Zahlung für volle Monate auf den nächſten durch
5 teilbaren vollen Reichsmarkbetrag,
bei Zahlung für volle Wochen auf den nächſten vollen
Reichsmarkbetrag,

bei Zahlung für volle Arbeitstage auf den nächſten
durch 20 teilbaren Reichspfennigbetrag,
bei Zahlung für je zwei angefangene oder volle Ar
beitsſtunden auf den nächſten durch 5 teilbaren Reichs
pfennigbetrag.
Weiter iſt der Abſchlag von der Steuer, die nach den

Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes von dem abge
ründeten Arbeitslohn zu berechnen iſt, mit Wirkung vom
I. Oktober 1928 ab erhöht. Er beträgt allgemein 25 Proz.,
jedoch

J. bei Monatszahlung höchſtens Z. 3. monatlich,
2 bei Wochengahlung höchſtens 0.75 Z. wöchentlich,
3. bei täglicher Zahlung höchſtens 15 A. täglich,
4. bei Zahlung für je zwei angefangene oder volle Stun

den höchſtens .05
Die vor der Vornahme des Abſchlages ſich ergebende

Steuer iſt auf den nächſten durch 5 teilbaren Reichs
pfennigbetrag nach unten abzurunden. Jn gleicher Weiſe
iſt die nach der Vornahme des Abſchlags ſich ergebende
Steuer abzurunden.

2.

3

4.

Beiſpiel Nr. 1:
4 Ein lediger Arbeitnehmer erhält einen Wochenlohn
von 60 Mk. Der Steuerabzug wird wie folgt berechnet:

Bruttolohn Mk. 60Steuerfreier Lohnbetrag Mk. 24.
bleiben Mk. 36.Hiervon 100 Mk. 3.60Abſchlag 250 höchſtens Mk. 0.75 M. 75

Steuer Mk. 2.85
Beiſpiel Nr. 2:

Ein verheirateter Arbeitnehmer mit zwei minderjähri
gen Kindern erhält 60 Mk. Wochenlohn. Der Steuerbetrag
wird wie folgt berechnet:

Bruttolohn Mk. 60.Steuerfreier Lohnbetrag Mk. 24
bleiben Mk. 36Hiervon 7 Mk. 2.52Abgerundet Mk. 2.50Abſchlag 2590 S Mk. 0.62

Mk. 1.87
e Steuer (abgerundet) Mi s

Lohnſteuerſenkung ab 1. Oktober 1928
Bei der Familienermäßigung iſt entweder das Syſtem

der prozentualen Abzüge (für die Ehefrau und jedes min
derjährige Kind je 1 Proz. weniger) oder das Syſtem der
feſten Abzüge zu wählen, und zwar muß das Syſtem gleich
für alle Familienmitglieder ſein. Zu wählen iſt das für den
Arbeitnehmer günſtige Syſtem, welches alſo die höchſten
Abzüge zuläßt.

Das Syſtem der feſten Abüzge

ſieht folgende Ermäßigungen vor:

I. bei monatlicher Zahlung: efür die Ehefrau Mk. 10.für das erſte Kind Mk.für das zweite Kind Mk. 29090
für das dritte Kind Mk. 40. 2für das vierte Kind Mk. 60.für das fünfte und jedes weitere Mk. 80.

2. bei wöchentlicher Zahlung:

für die Ehefrau Mk. 2.40für das erſte Kind Mk. 2.40
für das zweite Kind Mk. 4.80
für das dritte Kind Mk. 9.60 tfür das vierte Kind Mk. 14.40
für das fünfte und jedes weitere Mk. 19.20 5

3. bei täglicher Zahlung:

für die Ehefrau Mk. 0.40für das erſte Kind Mk. 0.40für das zweite Kind Mk. 0.80
für das dritte Kind Mk. 1.60für das vierte Kind Mk. 2.40für das fünfte und jedes weitere Mk. 3.20
Kleinbeträge, die ſich bei der Berechnung des Steuer

abzuges vom Arbeitslohn ergeben, werden nicht erhoben.
Als Kleinbeträge gelten:

I. bei monatlicher Zahlung Beträge bis zu M
2. bei wöchentlicher Zahlung Beträge bis zu Z. 0.25.

Da die Neuregelung ab 1. Oktober 1928 in Kraft tritt,
findet die Berechnung erſtmalig bei dem Arbeitslohn An
wendung, der für eine nach dem 30. September 1928 er
folgte Dienſtleiſtung gewährt wird. Fällt der Lohnzahlungs
Zeitraum zum Teil in die Zeit vor dem 1. Oktober 1928,
zum Teil in die Zeit nach dem 30. September 1928,
ſö ſind die neuen Beſtimmungen für den ganzen Lohngah
lungszeitraum anzuwenden. Wird alſo am Freitag, dem
5. Oktober, für die Woche vom Sonnabend, dem 29. Sp-
tember 1928, bis Freitag, den 5. Oktober gelöhnt, ſo iſt
für dieſe ganze Woche bereits die neue obengeſchilderte Be
rechnung anzuwenden

ab. Atbreh r



S

zur Sozialdemokratiſchen Partei übergetreten und hat ſich
der ſozialdemokratiſchen Stadtfraktion angeſchloſſen, weil er
die „alles niederziehende Kampfesweiſe und die Verhöh
nung politiſch Andersdenkender, die zu Gewalttaten irre
geführter Arbeiter führt“, nicht länger mit anſehen könne.
Ebenſo iſt der kommuniſtiſche Stadtverordnete Zwaka in
Hindenburg (Oberſchleſien) der S. P. D. beigetreten. Auch
die kommuniſtiſchen Betriebsräte der Firma Bach in Nürn
berg ſind geſchloſſen zur Sozialdemokratie übergetreten,
um damit gegen die kommuniſtiſche gerſetzungsarbeit in
den Gewerkſchaften zu demonſtrieren.

Die vdeutſchnationale Parteikriſe.
Die Tagung der deutſchnationalen

die urſprünglich in der erſten Hälfte
finden ſolkte, iſt bis auf weiteres ohne Anſetzung eines
neuen Termines verſchoben worden. Inzwiſchen beſucht
Hugenberg die ihm politiſch naheſtehenden Landesverbände
Und läßt überall im Lande durch ſeine Agenten für ſeine
Politik werben. Der Gegenſatz zwiſchen ihm und dem Grafen
Weſtarp ſpitzt ſich infolgedeſſen ſtändig zu. Ziemliche Ueber
einſtimmung herrſcht dagegen zwiſchen beiden Gruppen dar
über, daß die Partei von einem Direktorium geführt werden
ſoll, ähnlich wie die deutſchnativnale Reichstagsfraktion von
einem Dreimännerkollegium, beſtehend aus den Abgeord
neten Weſtarp, LindeinerWildau und Oberſohren, geleitet
wird. Ganz verſchieden aber ſind die Meinungen darüber,
wie ſich das Direktorium zuſammenſetzen ſoll. Sichtlich
wollen die Führer der Deutſchnationalen Partei eine gewiſſe
Klärung eintreten laſſen, bevor ſie die Parteivertretung zu
der angekündigten Tagung einberufen.
Monarchiſten Arm in Arm mit den Volſchewiſten.

In Doberſchau (Freiſtaat Sachſen) wurde der Kom
muniſt Heklars mit 6 gegen 5 ſozialdemokratiſchen Stim
men zum Bürgermeiſter gewählt. Der Kommuniſt erhielt
außer den zwei kommuniſtiſchen Stimmen noch vier bürr
gerkiche Stimmen, darunter die des Stahlhelmführers.
Der Kommuniſt iſt ſomit mit Hilfe der bürgerlichen rechts
ſtehenden Stadtverordneten gewählt.

Parteinachrichten
Tagung des Reichsführerrates der

Jungdemokräten
Am 6. und 7. Oktober findet in Wetzlar die Sitzung

des Reichsführerrates des Reichsbundes der Deutſchen Jung
Demokraten ſtatt. Die Haupttagung am Sonntag, dem 7.
Oktober, ſteht unter dem Thema: „Führer und Maſſen in
Staat und Wirtſchaft.“ Sowohl grundſätzlich wie praktiſch
ſollen unter dieſem Leitwort die für die politiſche Entwick
lung immer drängender werdenden Fragen der Führeraus
leſe und Führererneuerung, der politiſchen Aktivierung
der jüngeren Generation und der Wirtſchaftsreform be
handelt werden. Es ſprechen: Erich Lüth Hamburg über
„Der Generationswechſel in der Politik“, Hans Kallmann
Berlin über „Demokratie vder Plutokratie?“ und Dr. Rich.
Winners Berlin über „Jungdemokratiſche Wirtſchaftsforde

rungen
S Beſonders Bedeutung gewinnt die Tagung dadurch daß

die Abſicht beſteht, ſich ſehr ernſthaft mit den Problemen
gründlicher Erneuerung des deutſchen Parteiweſen und den
Möglichkeiten des Kampfes gegen plutokratiſche Tendenzen

unſeres neuen Staatsweſens auseinanderzuſetzen.

Bezirk Halle
Friedrich-Raumann Bund

Programm des Winterhalbjahres 1928-29.
Mittwoch, den 17. Oktober 1928: Fräulein Vehſe: „Die

deutſchen Gewerkſchaften und ihre Bedeutung für das
Volksganze.“

Mittwoch, den 7. November 1928: Bunter Abend.
Donnerstag, den 29. November 1928: Bundesführer Herr

Hans KallmannBerlin: „Die Jungen an die Front.“
Sonnabend, den 8. Dezember 1928: Geſellſchaftsabend im

Bierhaus Engelhardt..
Mittwoch, den 9. Januar 1929: Herr Studienrat Dr. Wenz

lau: „Preußens deutſche Miſſion in Vergangenheit und
Zukunft.“

Mittwoch, den 30. Januar 1929: Herr Dipl. Volkswirt
Erich Wege: „Ernſt Albé, ein Führer zur Volksgemein
ſchaft.“

Mittwoch, den 14. Februar 1929: Generalverſammlung.
Der Vorſtand.

Parteimitglieder ſind zu allen Veranſtaltungen herz
lichſt eingeladen.

Der Ort der Zuſammenkünfte wird vechtzeitig im „Po
litiſchen Wegweiſer“ bekanntgegeben.

t

Parteivertretung,
September ſtatt

Halle. Der Vertretertag des Bezirksverbandes beginnt
am Sonntag, dem 30. September, vormittags I1 Uhr, im
Nicolaus. Herr Miniſter Dr. Schreiber nimmt an den
Verhandlungen teil. Einladungen ſind an alle Kreisvereins
vorſtände und an die Mitglieder des Geſamtvorſtandes in
Halle ergangen. Außerdem kann jedes eingeſchriebene Partei
mitglied aus Halle und aus dem Bezirk an der Tagung
teilnehmen. Auch die demokratiſch organiſierte Jugend iſt

willkommen

Ortsgruppe Weißenfels des Deutſchen
Republikaniſchen Lehrerbundes

Am 19. September trat die Ortsgruppe Weißenfels
des Deutſchen Republikaniſchen Lehrerbundes zu ihrer vier
ten Sitzung zuſammen. Zur Tagesordnung ſtanden ein Be
richt des Vorſitzenden, Rektor Dr. Tauſcher, über die
Reichstagung des Deutſchen Republikaniſchen Lehrerbundes
in Frankfurt am Main und ein Vortrag des Studien
rats Weiſſinger betitelt „Politiſche Fragen im Lichte
der Bibel.“

In ſeinem Bericht über die Frankfurter Bundestagung
ſtellte der Vorſitzende mit beſonderer Genugtuung feſt, daß
die Sache des Bundes in dieſer kurzen Zeit gut vorange
kommen ſei und eine große Anzahl namhafter Erzieher und

Er gab dann eine kurze Ueberſicht über den Verlauf der
Tagung in der ſich in drei großen Vorträgen die Hoch
ſchule (Dr. AſterGießen), die höhere Schule (Dr. Deiters
Kaſſelh und die Volksſchule (Kektor WickelNaſſau) mit der
Frage „Wie erziehen wir republikaniſche Menſchen tief
gehendſt auseinandergeſetzt hätten, nachdem vorher von Uni
verſitätsprofeſſor Dr. Deſſauer, Frankfurt, die Leitlinien
dafür in einem tiefſchürfenden Vortrage aufgezeigt worden
waren. Er ſchloß ſeine Ausführungen mit der erfreulichen
Feſtſtellung, daß dieſes erſte öffentliche Auftreten des Bun
des einen würdigen und überaus gehaltvollen Verlauf ge
nommen habe.

Der anſchließende Vortrag
ſinger „Politiſche Fragen im Lichte
in Anbetracht des Stoffumfanges zunächſt mit der Teil
frage „Welche Aufklärung gibt uns die Bibel über die
Staatsform“. Die beiden übrigen Deilthemen:

I. Welche Aufſchlüſſe gibt uns die Bibel über die ſo
ziale Frage?

2. Welche Aufſchlüſſe gibt uns
Nation und Menſchheit?

die ſtaatsbürgerlich nicht minder intereſſant ſind, wird der
Vortragende auf allgemeinen Wunſch in den nächſten Sitzun

gen des Bundes bieten
Dem Thema entſprechend lag das Schwergewicht des

Vortrags vornehmlich beim alten Teſtament. Aus gründ
lichem Bibelwiſſen heraus verſtand es der Vortragende,

des Herrn Studienrat Weiſ
der Bibel“ befaßte ſich

die Bibel über die Frage:

die grundlegenden Gedanken der altteſtamentlichen Staats

Reichsjuſtizminiſter Koch-Weſer
ſpricht

Die demokratiſche Reichsfrauentagung in Dvesden
wurde unter außerordentlich ſtarker Beteiligung aus dem
ganzen Reiche durch die erſte Vorſitzende des Reichsfrauen
ausſchuſſes der Demokratiſchen Partei, Frau Landtagsabge
ordnete Dönhoff am Sonnabend, dem 22. 9., eröffnet.
Voraufgegangen war am Freitag ein Begrüßungsabend, bei
dem künſtleriſche Darbietungen Reden von Frau Dönhoff
und Reichsiniſter a. D. Dr. Külz umrahmten. Jn der
Sonnabendſitzung berichtete Frau Stadtrat Kießelbach
München über Erfahrungen und Forderungen der Frauen
in der Kommunalpolitik. Jhre Ausführungen waren ge
tragen von dem Gedanken, daß es darauf ankomme, in
der Gemeinde dem Einzelnen ſein Recht werden zu laſſen.
Das bedeutet Ausſchluß von Klaſſenkämpfen und Ver
hetzung unter den Ständen. Deshalb iſt Frauenarbeit in
der Gemeinde hochpolitiſche Arbeit. Führt man ſie ſtreng
auf der demokratiſchen Linte, ſo fehlt der Erfolg nicht. Die
Referentin wies auf die Entwicklung und Arten der Frauen
arbeit in der Gemeinde hin. Nicht nur Wohlfahrtsweſen,
ſondern ebenſoſehr die Fragen von Schule, Wohnung und
Poltget intereſſteren die Jrauen, weil ſie wichtig für ſie
ſind. Aus dem veichen Erfahrungsſchatz ihrer langjährigen
Münchener Tätigkeit gab Frau Kießelbach ein lebendiges
Bild der weiten Möglichkeiten, die der Frauenarbeit in der
Gemeinde offenſtehen. Eindrucksvoll war eine von ihr mit
geteilte Statiſtik über demokratiſche Frauen in den Ge
meindeparlamenten. Danach ſind von den in Stadtverord
netenverſammlungen, Stadträten uſw. gewählten Frauen 65
Prozent bereits in der zweiten Wahlperiode tätig ein
Beweis der Anerkennung und des Vertrauens, die ſie ge
nießen. Mit Recht betonte Frau Kießelbach, daß man nicht
nur mit Optimismus an die Arbeit gehen müſſe, ſondern
auch mit dem Willen zu kämpfen und ſich gegen alle ent
gegenſtehenden Kräfte durchzuſetzen. Je gerader der Weg,
je weniger man ſich auf andere ſtütze, deſto beſſer und ſiche
rer ſeien die Erfolgsausſichten.

Nach der ſpeziellen Seite der Frauenarbeit in kleinen
Gemeinden wurden dieſe Ausführungen von Frau Gneiſen
heimerRönneberg aufs glücklichſte ergänzt. Sie wies über
zeugend nach, daß Frauen in der Gemeinde auf allgemein
ſtaatsbürgerlichem Gebiet in höchſtem Maße ſegensreich wir
ken können. Darüber hinaus war ihre Rede ein lebendiges
Zeugnis für den Wert kleiner Gemeinden, die ein engeres
Vertrauensverhältnis zwiſchen Bevölkerung und Stadtparla
ment ermöglichen. Stadtſekretär Elſe Graeff Berlin konnte
aus eigener Erfahrung über die kommunale Berufsarbeit
der Frauen berichten und an Hand der Prüfungsergebniſſe
weiblicher Verwaltungsanwärter nachweiſen, daß die Eig
nung der Frau zum Verwaltungsdienſt nicht geringer iſt
als die der Männer.

Jn die aktuellen Probleme führte ein Referat der
Stadtverordneten Paula Ollendorff Breslau über den Auf
marſch der Frauen zu den preußiſchen Kommunalwahlen.
Frau Ollendorf betonte im beſonderen den ausgeſprochen
politiſchen Charakter der Gemeindearbeit und wies auf die
unlösbare Verflechtung von Gemeinde und Staatspolitik

hin.
Die Sonntagstagung brachte einleitend die Vorſtands

wahlen und zwar wurden unter lebhaftem Beifall durch
Zuruf, wiedergewählt Frau Martha Dönhoff als erſte, Frau
Dr. Marie Eliſabeth Lüders als zweite und Frau Stadtrat
Kießelbach München als dritte Vorſitzende.

Unter der Leitung der demokratiſchen Reichstagsabge
ordneten Lüders beſchäftigte ſich die demokratiſche Reichs
frauentagung dann mit den Grundlagen der politiſchen
Willensbildung. Regierungsrat Dr. Elſe UlichBeil ging
in ihrem Referat aus von der Diskuſſion über die Kriſis der
Demokratie. Gegenüber den Kritikern des demokratiſchen Sy
ſtems betonte ſie: Unſere geiſtesgeſchichtliche Entwicklung
beweiſt, daß bei uns in Deutſchland eine demokratiſche Kriſis
nicht beſteht. Demokratie iſt in Deutſchland noch unausge
ſchöpft, wir müſſen die demokratiſchen Formen noch mit
demokratiſchem Jnhalt füllen. Die Rednerin ſchilderte als
dann die Bedeutung der Oeffentlichkeit als Vorausſetzung
der Demokratie. Was wäre aus dem Reichsſchulgeſetz ge
worden, wenn die Stimmen der Oeffentlichkeit in ihrem viel

Wiſſenſchaftler bereits den Weg zum Bund gefunden hätten.

Demokratiſche Reichsfrauentagung
in Dresden

formen, lwsgelöſt von aller zeitlichen Bedingtheit,herauszuſtellen. Oberſter Grundſatz aller dieſer Saten

ſei immer die Wahrung der ſittlichen Autorität geweſen
die ſich für dieſe Zeit im Willen des Göttlichen Jahweh
verkörperte. Er bewies aber aus dem Verlauf der iſreal
tiſchen Geſchichte, daß immer wieder Menſchen Könige auſ
kraten (David, Rehabeam, Ahab uſw), die dieſe Autorit
teugneten, ſich ſelbſt zum Maßſtab, zur Gottheit fette
und durch dieſs Ueberſpannung ſich ſelbſt und jhr Volk l
tum zu Grunde richteten. eine Gefahr, die zahlreich belegen
wurde und die, wie das intereſſante Beiſpiel Rehabean
Wilhelm II. bewies, auch für unſere Zeit durchaus aktuell i

Von Moſes bis zu den letzten Königen des Verfal
ginge die große Linie des Strebens, das göttliche Sitten
geſetz zu verwirklichen zum Wohle des Volksganzen, un
daraus erkläre ſich auch der oft fanatiſche Kampf d
Prophentums gegen die Feinde desſelben.Die Ausſprache ergab eine intereſſante Debatte n umm

das Woher dieſer Autorität Sie wurde ſchließlich, oh
inhaltlich weiter beſtimmt zu ſein, als eine kosmiſche Geg
benheit anerkannt. Zum Schluß wurde als beſonders wie
kige Erkenntnis der ganzen Tagung hervorgehoben, de
wir als die geiſtigen Erben des individuagaliſtiſchen b
ralismus beſonders in heutiger Zeit aus dieſem beharrlich
Streben für die Gemeinſchaft ſehr viel zu lernen hätten
Intereſſe wahrhaft republikaniſcher Lebensführung

Mit einigen geſchäftlichen Mitteilungen ſchloß die

alle recht fruchtbare Tagung. e

wachgerufen hätten? Gegenüber falſch verſtandenen Jde
logien iſt es ureigenſte Aufgabe der Frauen, das demokr e imtiſche Syſtem, das Frauenweſen am meiſten entſpricht n

verteidigen eReichstagsabgeordneter Ernſt Le mmer Dehande dern
ebenfalls die Frage der Syſtemkriſe und wies auf die di wen

ſpiellos tiefe ſoziale Umwälzung der Nachkriegszeit hin u
darauf, daß die Schar der ſelbſtändigen Mittelſchicht imm
kleiner geworden ſei. Der alte Geiſt in der neuen Repub
hat vielfach Zweifel aufkommen laſſen. Der neue Staat
nicht das Ergebnis heroiſchen Kampfes geweſen, er iſt de
deutſchen Volke ohne Opfer in den Schoß gefallen. Abgedr
meter Lemmer forderte für die Demokratiſche Partei Kla
heit in den wirtſchaftspolitiſchen Fragen; er wandte 5
gegen den Sozialismus und gleichzeitig gegen den Gro
kapitalismus Die verſtärkte Betätigung der öffentlich
Hand in Deutſchland, das iſt nicht der Sozialismus, den djenigen erſehnen, die im Schatten leben. Das iſt Bürokrat mann
Bürokratie, wie ſie ſich auch in den monopoliſtiſchen Ko Partei

ſtruktionen des Großkapitalismus zeigt. Aufgabe der Den
kratiſchen Partei wird es ſein, durch ein klares Wirtſchaf
programm den richtigen Weg zu weiſen

Reichsjuſtizminiſter Koch Weſer, von den Verſammell 4
ſtürmiſch begrüßt, zeigte danach die Grundlinien ber den
kratiſchen Jnnen und Außenpolitik auf, er ging weitere
das Verhältnis der Parteien zueinander und zur Regieru
ein. Beſonderen Beifall fand vor der Frauentagung die e Die
ſchloſſene Ankündigung des demokratiſchen Reichsjuſtizmi
ſters, die Probleme der Eheſcheidung und der Eherech
reform energiſch in Angriff zu nehmen.

Der Miniſter führte im einzelnen u. a. ausWir Demokraten haben keinen Anlaß zu Peſſimism fubar in

In den fünf Jahren, wo ich führe, iſt der Rüggang vonauf 25 Mandate, gering. Jch werde immer zeigen, daß der
Sehnſucht nach einer ſtarken evolutionären Mittelpari i ſie
die die Führung weder der Sozialdemokratie, noch d wwlition
Zentrum allein uberläßt und die den Schichten die in
rufen ſind, an ihr keilzunehmen, den gebührenden El Antv

fluß zurückerobert, auch in mir vorhanden iſt. Jn dieſ.Sinne habe ich den Ehrenvorſitz in der Liberalen Verein rn n
gung übernominen. Weiterhin halte ich mich zurück, weil ertriebe
Zeit dazu noch nicht reif iſt. Daß mit Männern wie Scho Akratie
der nicht nur in Wirtſchaftsfragen, ſondern auch in bat Oſtellu
ländiſchen Fragen eine tiefe Kluft zwiſchen ſich und u des
entdeckt, kein Zuſammengehen möglich iſt, habe ich nie el de
zweiſelt. Aber ich glaube, dieſe Kluft trennt nicht nur Sch mit
und uns, ſondern auch Scholz und Streſemann Stre er di
mann hat unter ähnlichen Anzweiflungen ſeiner vaterli Wnotr
diſchen Geſinnung von rechts viel zu ſehr gelitten, um e d eine
ſolche veraltete Phraſeologie mitzumachen. l wie
Wenn in der Panzerkreuzerfrage ein Fehler geme M wert
ſein ſollte, dann der, daß nicht nochmals der Reichstag
fragt worden iſt, ob er den Panzerkreuzer gebaut wiſ
will Aber die Mehrheit für den Bau kann kaum zwei
haft ſein. Das Zentrum hat Föhr raſch genug zur Zurt e
nahme ſeiner ketzeriſchen Aeußerungen gezwungen Wenn l
Reichstag in ſeiner Mehrheit den Panzerkreuzer bauen w
kann ihn nichts, auch nicht ein zweckloſer Rücktritt der
gierung daran hindern Jch ſehe auch heute noch die ein
mögliche Löſung in einer baldigen Befragung des Rei t
kages Wenn die Deutſche Demokratiſche Partei aber all
eine Kriſe herbeigeführt hätte, ſo hatte ſie die Berpfl
tung, ſie zu löſen, nicht erfüllen können. Ohne Komprom
iſt in Deutſchland keine Regierung möglich. Viele Fra e
muß ohne Koalitionszwang der Reichstag entſcheiden
Jdee, daß die Regierung von vornherein alle Fragen e
ſcheiden ſoll, ſcheitert an der Selbſtändigkeit der Fraktiol
und der Preſſe Das Schlimmſte ſind die ewigen Krif
Noch einige Kriſen würden den Bankerott des Parlam
tarismus bedeuten.

Die Rede des demokratiſchen Parteiführers ſand
ſeitige lebhafteſte Zuſtimmung Jn der anſchließenden Ah
ſprache wurden Einzelfragen und Organiſationsfragen
handelt. Mit einem Dank an die Tagungsleitung und
Dresdener Gaſtgeber wurde die eindrucksvolle Tagung
ſchloſſen.

ülärt, vo

V S T e eVerantwortlich Johannes Dornblüth, Halle.
Druck Buchdruckerei Weniger Co., G. m. b. H. Se
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